
Stellungnahme zur Bedarfsplanung für die Kinderbetreuung 

Um den aktuellen Bedarf an Betreuungsplätzen zu entsprechen, ha-
ben wir in der Gemeinderatssitzung am 10.04.2019 der von der Ge-
meindeverwaltung vorgeschlagenen Schaffung von bis zu 40 weite-
ren Krippenplätzen für unter Dreijährige zugestimmt. Die neuen 
Gruppen sollen in der KiTa Pusteblume und Sonnenschein (Stuttgar-
ter Straße) mit kleineren Umbaumaßnahmen entstehen. Nach unserer 
Einschätzung ist diese Vorgehensweise möglich, da in Summe die 
Schwieberdinger Betreuungseinrichtungen platzmäßig nur zu ca. drei-
viertel ausgelastet sind. So ist es möglich, die mit einem doppelten 
Platz- und Personalbedarf einhergehenden Krippengruppen aus dem 
aktuellen Raumbestand zu schaffen. Wir sehen es allerdings wie die 
Gemeindeverwaltung ebenso als Herausforderung an, zusätzliches 
Personal zu akquirieren. Schwieberdingen steht hier mit allen ande-
ren Kommunen ein einem Wettbewerb. Wir sind offen dafür, dass ent-
sprechende noch zu diskutierende Anreize geschaffen werden, damit 
sich das dringend benötigende Betreuungspersonal für einen Einsatz 
in einer Schwieberdinger Einrichtung entscheidet. 
Um die kurzfristige Einrichtung von 10 Krippenplätzen in der KiTa Pus-
teblume zu ermöglichen, soll die Betreuungszeit der einen dort mit 8 
Stunden bestehenden Krippengruppe auf 6 Stunden reduziert werden. 
Was uns hier wichtig und von Seiten der Gemeindeverwaltung bestä-
tigt wurde ist, dass dies kein dauerhafter Zustand darstellen soll. Der 
Rechtsanspruch auf eine Kinderbetreuung ist nicht an eine Betreu-
ungszeit gebunden. Für uns ist hier das Erfordernis der Eltern rele-
vant, welches sich in einer ausreichenden Betreuungsdauer nieder-
schlägt. Eine schnellstmögliche Rückkehr zu einer 8-stündigen Be-
treuungszeit ist für uns daher wesentlich. 
Die finanziellen Auswirkungen für die neuen Krippenplätze konnte in 
der Sitzung nicht exakt dargestellt werden. Weitere Zuwächse bei den 
Personalkosten sind berechtigt, ergeben sich diese doch aus dem 
Ausbau der qualitativ hochwertigen Kinderbetreuung. Die Finanzie-
rung erfolgt über die Elternbeiträge, Steuermittel und Zuschüsse. 
Uns ist es hier wichtig, dass die Kinderbetreuung keinen Halt vor 
schwächeren Einkommen macht. Wir drängen daher darauf, den von 
uns angestoßenen und von anderen Fraktionen mitgetragenen Antrag 
nach sozialverträglichen und einkommensabhängigen Elternge-
bühren noch in diesem Jahr zu einem Abschluss zu bringen. 
Ein letzter Punkt betrifft die künftige Bedarfsplanung. In den Planzah-
len zur Kinderbetreuung sind bereits neue Wohngebiete grob mit 
eingerechnet. Wir stehen hier zu dem bei der Informationsveranstal-
tung zum regionalen Gewerbeschwerpunkt offiziell bekanntgegebe-
nen möglichen Baugebiet "Zollstöckle II", wo auch Wohnraum für Fa-
milien mit Kindern entstehen könnte. Dieses Wohnbebauungsgebiet 
taucht bereits im gültigen Flächennutzungsplan auf und dient als re-
guläre Erweiterungsfläche. Wir sehen die Umsetzung dieses Wohnge-
biets unabhängig vom regionalen Gewerbeschwerpunkt, dessen Um-
setzung wir nicht befürworten. 
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